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FINANZPOLITIK

Kritische Anmerl<ungen zur Berechnung 
des strukturellen Defizits
Thies Tliormählen, Bonn*

In seinem jüngsten Sondergutachten beklagt der Sachverständigenrat den „schlechten Zustand“ der öf­
fentlichen Finanzen und stellt die „Konsolidierung der Staatshaushalte“ in den IVlittelpunkt seiner Überle- 
gungen \ Die zu bewältigende Konsolidierungsaufgabe wird insbesondere im Abbau des strukturellen De­
fizits gesehen. Die folgenden Ausführungen setzen sich kritisch mit dem Begriff, der Berechnungsmetho­
de, der Zusammensetzung und den Vorschlägen zum Abbau des strukturellen Defizits auseinander.

Der Begriff des strul<turellen Defizits Inat erst seit IViit- 
te 1975 Eingang in die finanzpolitische und finanz­

wissenschaftliche Diskussion gefunden. Der Wissen­
schaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finan­
zen^ und der Sachyerständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Sachverstän­
digenrat)® berechneten für das Jahr1975 ein strukturel­
les Defizit der öffentlichen Haushalte in Höhe von rd. 
30 Mrd. DM. Aber auch von anderen Wissenschaftlern 
sind Beiträge zum strukturellen Defizit veröffentlicht 
worden"^. Die identische Begriffswahl und ähnliche 
Rechenergebnisse könnten zu der Vermutung führen, 
daß hinter den Analysen ein gemeinsames, geschlos­
senes Konzept stände. Das ist aber nicht der Fall.

□  Der Wissenschaftliche Beirat setzt vom gesamten 
öffentlichen Finanzierungssaldo die konjunkturell be­
dingten Mehrausgaben und Mindereinnahmen ab und 
bezeichnet das Resultat als strukturelles Defizit.

□  Der Sachverständigenrat berechnet das strukturelle 
Defizit, indem er vom öffentlichen Finanzierungssaldo 
nicht nur konjunkturbedingte Steuermindereinnahmen 
und Mehrausgaben, sondern auch die sogenannte Nor­
malverschuldung abzieht, weil sich die Privaten an die­
se „norm ale“ Kreditaufnahme des Staates gewöhnt 
hätten.

* Für hilfreiche Kritik und wertvolle Anregungen danke ich mehreren 
Kollegen im IMInisferium.

’ Sondergutachten des Sachverständigenrates „V o r Kurskorrektu­
ren“ , abgedruckt als Bundestagsdrucksache (BT-Drs.) 9/641 vom 7. 7. 
1981, Tz. 1, 13 ff.

Dr. Thies Thormählen, 36, ist in der Abteilung 
Grundsatzfragen der Finanzpolitik des Bundes­
ministeriums der Finanzen tätig. In diesem Bei­
trag g ib t der Verfasser seine persönliche Mei­
nung wieder.
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Die Definitionen unterscheiden sich also hinsichtlich 
der Berücksichtigung der sogenannten Normalver­
schuldung. Gemeinsam ist ihnen, daß als strukturell 
solche Defizite ausgegrenzt werden, die sich nicht au­
tomatisch mit der Konjunkturbelebung zurückbilden.

Von der Wirkung auf die öffentliche Meinung her ge­
sehen, ist den unterschiedlichen Begriffen des struktu­
rellen Defizits darüber hinaus gemeinsam, daß mit ih­
nen im allgemeinen der Eindruck einer negativen Ent­
wicklung der öffentlichen Finanzen verbunden wird®. 
Strukturelle Defizite werden als konsolidierungsbedürf­

 ̂ Vgl. W issenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finan­
zen, in: Gutachten „Z u r Lage und Entwicklung der Staatsfinanzen in der 
Bundesrepublik Deutschland“  vom 5. Juli 1975, BM F-Dokumentation 
Nr. 15/1975 vom 7. August 1975.

^ Jahresgutachten (JG) 1975/76, Tz. 424 bzw. Tab. 32. (Die Jahres­
gutachten erscheinen als Bundestags- und -ratsdrucksachen sowie im 
Kohlhammer-Veriag, Stuttgart, Mainz.)

* Vgl. u. a. w. E h r l i c h e r :  Das strukturelle Defizit, In: W IRT­
SCHAFTSDIENST, 55. Jg. (1975), H. 9, S. 449 ff.; W. L e r c h : Der 
zukünftige fiskalische Handlungsspielraum bei anhaltender Staatsver­
schuldung -  Ein Beitrag zur Messung des Konsolidierungsbedarfs der 
öffentlichen Haushalte, in: W SI-M itteilungen, 34. Jg. (1981), H. 1, S. 22 
ff.; R. L e n k :  Staatsverschuldung -  Ursache oder Reflex der ökono­
mischen Krise?, in: Ifo-Schnelldienst 19/1981 v. 10. 7. 1981, S. 13 ff. 
(Lenk errechnet mit einem eigenen Budgetkonzept unter Einschluß der 
Sozialversicherung ein strukturelles Defizit von 17 Mrd. DM 1977 und 
33 Mrd. DM 1981.)

^ Die Bedeutung, die dem strukturellen Defizit in der Ö ffentlichkeit bei­
gemessen wird, läßt sich daran ablesen, daß die FAZ vom 7. Juli 1981 
Ihre Meldung über das Sondergutachten auf der S. 1 mit dem Satz be­
ginnt: ,,Den schrittweisen, aber konsequenten Abbau der strukturellen 
Haushaltsdefizite von Bund, Ländern und Gem einden“ hat der Sach­
verständigenrat gefordert. Daß mit dem Begriff des strukturellen Defizits 
nicht immer das Richtige verbunden wird, beweist der General-Anzei- 
gervom  7. Juli 1981 auf S. 1 :,,Jetzt kommt es darauf an, vor allem das 
strukturelle Defizit -  also die staatlichen Ausgaben, die gesetzlich be­
reits langfristig festgelegt sind -  . . .  zu verkürzen“ . Es nützt allerdings 
nichts, wenn über die Aussagekraft der Berechnung des strukturellen 
Defizits zwischen einigen Fachleuten und W issenschaftlern Einver­
ständnis oder ein kontroverser Methodenstreit besteht. Auch wenn man 
sich unter Fachleuten streitet, weiß man im allgemeinen, worüber man 
streitet. Aber es ist dann eben nur ein Streit unter Fachleuten, nicht aber 
ein Streit, aus dem die Ö ffentlichkeit irgendetwas für die Beurteilung 
wesentlicher Grundfragen der W irtschafts- und Finanzpolitik lernen 
könnte. Immerhin könnte sie -  und das ist ein Zweck dieses Beitrags -  
aus diesem M ethodenstreit auch lernen, daß Politikberatung durch die 
W issenschaft Grenzen hat.
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tig, konjunkturelle Defizite als vorübergehend hinnehm- 
bar angesehen. In der Überspitzung hat dies sogar zu 
der Forderung nach „m ehr konjunkturellem und weni­
ger strukturellem Defizit“ geführt®.

Aufgrund der Vieldeutigkeit des Begriffs „strukturel­
les Defizit“  hat die Bundesregierung eine Aufteilung des 
staatlichen Defizits in eine konjunkturelle und struktu­
relle Komponente abgelehnt^. Sie begründet dies da­
mit, daß die von der Wissenschaft entwickelten Budget­
konzepte zu unterschiedlichen Aussagen über die W ir­
kung von Staatsdefiziten (und damit über die Höhe des 
strukturellen Defizits) kommen und sie sich daher als 
Entscheidungsgrundlage keines dieser Konzepte zu ei­
gen gemacht hat.

Unter dem Gesichtspunkt des volkswirtschaftlichen 
Kreislaufzusammenhangs kommt es vielmehr auf die 
absolute und relative Höhe des staatlichen Defizits an, 
so daß es gleichgültig ist, ob das Defizit konjunktureller 
oder struktureller Art ist. Freilich ist die politische Be­
deutung von Aussagen über die Höhe von strukturellen 
Defiziten mittelfristig erheblich höher zu veranschlagen. 
Gerade der Sachverständigenrat hat sich jedoch noch 
nie dazu verstehen können, irgendwelche mittelfristige 
Quantifizierungen der gesamtwirtschaftlichen Größen 
darzulegen. Hiervon macht er nur eine einzige Ausnah­
me. Er beziffert das strukturelle Defizit z. B. des Jahres 
1981, legt den Zeitraum fest, in dem es abgebaut wer­
den soll und gibt für diesen Zeitraum sowohl die ge­
samtwirtschaftliche Steuerquote als auch die Zunahme 
der öffentlichen Haushalte als normative Richtgrößen 
an. Vor welcher mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung er diese Festlegungen trifft, läßt er, solan­
ge er derartige Betrachtungen anstellt, offen.

Will der Leser des Sondergutachtens (SG) des Sach­
verständigenrates nicht nur auf die verbale und graphi­
sche Darstellung des strukturellen Defizits vertrauen

(vgl. Abb.), sondern diese Berechnung auch analytisch 
bzw. methodisch nachvollziehen, muß er auf das Jah­
resgutachten (JG) 1975/76 (Tz. 430 ff.) oder 1976/77 
(Tz. 221 ff.) zurückgreifen. Entsprechend dem im JG 
1975/76 veröffentlichten Rechengang ergibt sich -  un­
ter Zugrundelegung der Zahlenangaben des Sachver­
ständigenrates (SG 1981, Tz. 13 ff.) -  für den Gesamt­
haushalt (Bund, Länder, Gemeinden, LAF, ERP) für 
1981 folgendes strukturelles Defizit;

Mrd. DM

1. Tatsächliches Finanzierungsdefizit 70
II. Konjunkturneutrales Finanzierungsdefizit 26

darunter:
- Sogenannte Normalverschuldung ( I 6V2)
- Auslastungsbedingte Steuerm indereinnahmen (9Va)
- Inflationsbedingte Steuermehreinnahmen®

III. (1. - II.) Konjunktureller Impuls 44
IV. Konjunkturbedingte Mehrausgaben

(Zuweisungen an die Bundesanstalt für Arbeit) 7

v. (IM. - IV.) Strukturelles Defizit 37

® W . E h r l i c h e r ;  Konjunktur durch Staatsdefizite ankurbeln, in: 
W irtschaftswoche vom 24. 6. 1977, S. 79.

'  Vgl. BT-Drs. 8 /3773 vom  6. 3. 1980, S. 2; BT-Drs. 8/1691 vom  7. 4. 
1978, S. 2; sowie die Antwort des parlamentarischen Staatssekretärs 
karl H a e h s e r  in der Fragestunde vom 15.12.1977 , in: P lenarpro­
tokoll 8 /63 vom 15. 12. 1977, S. 4855 ff.

®Nach dem vom Sachverständigenrat veröffentlichten Rechengang 
zum strukturellen Defizit im Jahresgutachten 1976/77 (Tab. 31) müßte 
hierfür ein Betrag eingesetzt werden. Im Sondergutachten 1981 finden 
sich dazu weder quantitative Angaben noch wird theoretisch begründet, 
warum diese Position bei der Berechnung des strukturellen Defizits 
nicht mehr berücksichtigt wird.

® Hinsichtlich der Mängel des Sachverständigenrat-Budgetkonzeptes 
vgl. u. a. Jahresw irtschaftsbericht 1971 der Bundesregierung (BT-Drs. 
6/1760, Tz. 17) sowie die 1980 im W IRTSCHAFTSDIENST ausgetra­
genen kontroversen Standpunkte zum Sachverständigenrat-Konzept 
von Th. T h o r m ä h l e n ,  G.  S t a h l :  Das ,,neue“  Budgetkonzept 
des SVR, in; W IRTSCHAFTSDIENST, 60. Jg. (1980), H. 2, S. 103 ff.; E. 
M. L i p p ,  A. S i e d e n b e r g ;  Budgetkonzepte in der Kritik, in; 
ebenda, H. 4, S. 201 ff.; und A. B o s s ;  Zur Kritik am Budgetkonzept 
des Sachverständigenrates, in: ebenda, H. 8, S. 405 f.

Grundsätzliche Einwände

Die Berechnung des strukturellen Defizits beim 
Sachverständigenrat beruht auf dem Konzept des kon­
junkturneutralen Haushalts, das der Messung der kon­
junkturellen Wirkungen öffentlicher Haushalte dient. 
Gegenüber dieser Berechnung sind folgende grund­
sätzliche Einwände geboten®:

□  Es ist fragwürdig, wie die Regeln für das konjunktur- 
neutrale Ausgabe-und Einnahmeverhalten des Staates 
zustande kommen.

□  Die Ergebnisse sind von der Wahl des zwölfjährigen 
Basiszeitraums abhängig, dessen Länge und Konstanz 
(1966-1977) theoretisch nicht begründet werden. Die 
Konstanz des Basiszeitraums hat die methodisch be­
dingte Folge, daß vor dem Hintergrund der wirtschaftli­
chen Entwicklung in der Bundesrepublik im Zeitablauf 
steigende strukturelle Defizite ausgewiesen werden.

□  Mit der Schätzung des Produktionspotentials sind 
Probleme verbunden. Wäre zum Beispiel die Änderung 
des Budgetkonzepts im JG 1979/80 (Anhang V. B., 
Tab. 2) ohne die vorgenommene Neuermittlung des 
Produktionspotentials erfolgt, so hätten die Werte -  bei 
gleichzeitig geringerem Auslastungsgrad -  höher gele­
gen und z. B. für das Jahr 1979 den konjunkturbeding­
ten Teil des Defizits um 13 Mrd. DM ansteigen und das 
strukturelle Defizit entsprechend absinken lassen.

□  Bei der zu berücksichtigenden ,,unvermeidbaren“ 
Preissteigerungsrate besteht eine Schätzwiilkür (eine 
Erhöhung der Preisrate um einen Prozentpunkt vermin­
dert das strukturelle Defizit um mehr als 5 Mrd. DM).

390 WIRTSCHAFTSDIENST 1981/Vlll
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□  Es werden eine gleichibleibende Strul<tur der Ausga­
ben des Staates im Zeitablauf und gleichartige konjunk­
turbedeutsame Wirkungen der einzelnen Ausgabe- 
und Einnahmearten unterstellt. Diese Annahme des 
Budgetkonzepts steht im krassen Widerspruch zu 
der vom Sachverständigenrat geforderten Umstruk­
turierung der Ausgaben und Einnahmen (SG 1981, 
Tz. 23 ff.).

Alle Argumente, die gegen das vom Sachverständi­
genrat entwickelte Budgetkonzept des konjunkturneu­
tralen Haushalts sprechen, gelten auch gegen die Me­
thode zur Bestimmung des strukturellen Defizits.

Angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung seit 
1975 und der konjunkturellen Lage des Jahres 1981 
(mit der zweiten Rezession in der Geschichte der Bun­
desrepublik mit einem realen Rückgang des Brutto­
sozialprodukts) ist das Beklagen des strukturellen Defi­
zits für 1981 seitens des Sachverständigenrates un­
glaubwürdig und erinnert an den Ausspruch: Wasch mir 
den Pelz, aber mach mich nicht naß. Sinnvoll diskutiert 
werden kann allerdings über die Frage, ob der konjunk­
turelle Impuls 1981 konjunkturgerecht ist. Darüber wer­
den im Sondergutachten des Sachverständigenrates 
keine Überlegungen angestellt.

Aus dem Rechengang wird ferner ersichtlich, daß 
sich das strukturelle Defizit als Differenz zwischen tat­
sächlichem Defizit (wobei weiter unten mit einer Fehler­
marge von ±  5 Mrd. DM gegenüber dem vom Sachver­
ständigenrat angegebenen Defizit von 70 Mrd. DM ge­
arbeitet wird) und dem konjunkturellen Defizit ergibt. 
Die Bestandteile des konjunkturellen Defizits stellen 
wegen des arithmetischen Zusammenhangs gleichzei­
tig (Negativ-)Komponenten des strukturellen Defizits 
dar, die im folgenden näher untersucht werden.

Kritik einzelner Komponenten

Die Höhe der Absetzung der Zuschüsse an die Bun­
desanstalt für A rbeit vovn konjunkturellen Impuls ist will­
kürlich, weil sich nicht genau sagen läßt, welcher Teil 
des Defizits der Bundesanstalt für Arbeit, das der Bund 
gemäß § 187 Arbeitsförderungsgesetz deckt, konjunk­
turbedingt und welcher konjunkturunabhängig angefal­
len ist. Das hat Auswirkungen auf die Höhe des struktu­
rellen Defizits.

Würden 1981 statt des vom Sachverständigenrat an­
gesetzten Teilbetrages von 7 Mrd. DM die vom Bund 
gezahlten vollen 10V2 Mrd. DM an Zuweisungen für die 
Bundesanstalt für Arbeit als konjunkturbedingt einge­
setzt werden, würde sich das strukturelle Defizit um 
3V2 Mrd. DM vermindern. Daß sich größere Beschäfti­
gungseinbrüche auf die Finanzen der Bundestalt für Ar­

WIRTSGHAFTSDIENST 1981/VIII

beit auswirken, haben die Jahre 1974 bis 1976 und 
auch die Jahre seit 1979 deutlich gezeigt. Daher müßte 
das von der Bundesanstalt für Arbeit abzudeckende Ri­
siko ,,Arbeitslosigkeit“ voll als konjunkturell bedingt ein­
gestuft werden.

Aber es läßt sich auch begründen, daß Zuweisungen 
an die Bundesanstalt für Arbeit für ein bestimmtes Jahr 
voll zum strukturellen Defizit zu rechnen sind. Dies soll 
am Beispiel des Jahres 1982 gezeigt werden: Der 
Sachverständigenrat rechnet für 1982 mit zunehmen­
den Zuweisungen an die Bundesanstalt für Arbeit (SG 
1981, Tz. 16). Trotz des erwarteten realen Wachstums 
im Jahre 1982 ist mit einer Verschlechterung der Be­
schäftigung zu rechnen^®. Dies zeigt nicht nur, daß die 
Beschäftigung ein konjunktureller Spätindikator ist, 
sondern auch, daß neben dem Wirtschaftswachstum 
andere Faktoren Einfluß auf die Leistungen der öffentli­
chen Hand an die Bundesanstalt für Arbeit haben. Bei­
spielhaft seien genannt: der Produktivitätsfortschritt 
und die Lohnentwicklung, die demographische Ent­
wicklung und die Zusammensetzung der Arbeitslosen 
(Sockelarbeitslosigkeit bzw. strukturelle Arbeitslosig­
keit), die Rücklagensituation der Bundesanstalt für Ar­
beit und der Beitragssatz”  sowie die Intensität der Be­
schäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik. Das Problem der 
Zuweisungen an die Bundesanstalt für Arbeit ist also 
vielschichtiger’ ,̂ als es in dem mechanistischen Re­
chengang des Sachverständigenrates zum Ausdruck 
kommt.

Konjunkturbedingte Steuermindereinnahmen

Zur Berechnung der konjunkturbedingten Steuermin­
dereinnahmen greift der Sachverständigenrat ebenfalls 
auf sein Konzept des konjunkturneutralen Haushalts 
zurück. Auch hier hängen die Ergebnisse entscheidend 
ab von den Annahmen über die Entwicklung der zu­
grunde gelegten einzelnen Größen (z. B. Zuwachs des 
Bruttosozialprodukts) und der gewählten Methode

So rechnet z. B. die OECD (Germany, Economic Surveys, June 
1981, S. 49) für die Bundesrepubiil< 1982 mit einem realen Wachstum 
von 2 % und einer gegenüber dem Vorjahr um einen Prozentpunl<t hö­
heren Arbeitslosenquote von 5%  % (das entspricht 1,5 IVlill. Arbeitslo­
sen), wobei die Arbeitslosenquote in der üblichen, im nationalen Raum 
venfl/andten Abgrenzung um rd. V2 Prozentpunkt höher liegen dürfte.

”  Die Verringerung der Zuweisungen des Bundes an die Bundesan­
stalt für Arbeit von 7,3 Mrd. DM 1975 auf 3,0 Mrd. DM 1976 ist nicht nur 
auf das kräftige reale W irtschaftswachstum des Jahres 1976 (+  5,3 %) 
und den damit verbundenen leichten Abbau der Arbeitslosigkeit zurück­
zuführen, sondern auch auf die Erhöhung des Beitragssatzes zur Bun­
desanstalt für Arbeit von 1,7 % (1974) auf 3,0 % (1976).

Vgl. dazu das Zeitgespräch ,,Bundesanstalt für Arbeit in Schwierig­
keiten“  mit Beiträgen von J. S t i n g l  (,,Einsparungen allein reichen 
nicht aus“ ), F.-H. H i m m e l r e i c h  (,,Korrekturen des Arbeitsförde­
rungsgesetzes sind unvermeidbar“ ) und G. M u h r  („D ie  Mißbrauchs­
diskussion lenkt von den wahren Ursachen ab“ ), in: W IRTSCHAFTS­
DIENST, 61. Jg. (1981), H. 7, 8 . 315 ff., 319 ff. und 322 ff.; sowie 
D. M e r t e n s :  Die falsche Sparsamkeit, Diskussion um Defizite be­
hindert Kampf gegen Arbeitslosigkeit, in: Die Zeit vom 17. Juli 1981.
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(z. B. Bestimmung des gesamtwirtschaftlichen Produk­
tionspotentials). Je nach der unterstellten Entwicklung 
z. B. des realen Sozialprodukts für das Jahr 1981 
(0 bis - 1  %) betragen die konjunkturbedingten Steuer­
mindereinnahmen 7Va bis 11V2 Mrd. DM und verringern 
in diesem Ausmaß das strukturelle Defizit.

Während der Sachverständigenrat im Jahresgutach­
ten 1976/77 (Tab. 29, 31) zur Ermittlung der strukturel­
len Defizite 1975 und 1976 konjunkturbedingte Steuer­
mindereinnahmen mit inflationsbedingten Steuermehr­
einnahmen bzw. -mindereinnahmen verrechnet, ist er 
im Sondergutachten 1981 offensichtlich von dieser Pra­
xis abgegangen. Dies hat zur Folge, daß für das Jahr 
1981 das strukturelle Defizit in Höhe der inflationsbe­
dingten Steuermehreinnahmen von 3 V2 Mrd. DM nied­
riger ausgewiesen wird, als dies bei der bisherigen Re­
chenpraxis der Fall gewesen wäre.

Ein gesondertes Problem ergibt sich bei der Einord­
nung der durch diskretionäre Steuersenkungen beding­
ten Defizitteile in das Sachverständigenrat-Konzept, 
weil es sich dabei um konjunktur- und steuerpolitisch 
gewollte Entlastungen handelt. Nach Berechnungen 
des DIW wären allein im Jahr 1980 den öffentlichen 
Haushalten 35 Mrd. DM mehr an Steuern zugeflossen, 
wenn die Lohn- und Einkommensteuerzahler noch 
nach dem Tarif von 1975 besteuert worden wären^®. 
Das entspricht fast der Höhe des gesamten strukturel­
len Defizits des Jahres.1981, wie es der Sachverständi­
genrat berechnet hat.

Da der Sachverständigenrat der allgemein geteilten 
Auffassung ist, daß die Steuerlast bzw. die seit langem 
konstante Steuerquote von 24Va % nicht erhöht wer­
den sollte, bleiben zur Reduzierung des Defizits im we­
sentlichen nur Korrekturen auf der Ausgabenseite. Für 
die Jahre nach 1975 wäre also nach der Konzeption des 
Sachverständigenrates zu fordern gewesen, daß sämt­
liche Steuerentlastungen, die ab 1977/78 erforderlich 
waren, um die Steuerquote konstant zu halten, voll 
durch Ausgabenkürzungen hätten kompensiert werden 
müssen, damit das 1977 auf Null abgebaute strukturelle 
Defizit nicht wieder entstanden wäre. Eine solche For­
derung hat man jedoch schlechterdings nie vernom­
men, und hierfür gibt es auch gute Gründe.

Denn konjunkturpolitisch kann es durchaus falsch 
sein, in einer rezessiven Konjunkturphase Steuersen­
kungen und Ausgabensenkungen in gleicher Höhe zum

Vgl. ö ffen tliche  Haushalte 1980/81; Gratwanderung zwischen Kon­
solidierung und Absicherung der Beschäftigung, in: D IW -W ochenbe­
richt 36-37/1980, S. 391.

Nach dem Haavelmo-Theorem kann unter bestimmten Vorausset­
zungen eine durch Steuersenkungen begleitete Senkung staatiicher 
Ausgaben in bezug auf das Volkseinkommen zu  M arktpreisen einen 
Multiplikator von m inus eins haben.

gleichen Zeitpunkt vorzunehmen, weil damit negative 
Multiplikatorwirkungen verbunden sein könnten^'*. Dies 
ist auch der Bundesbank entgegenzuhalten, wenn sie 
die Auffassung vertritt, daß die 1980 beschlossenen 
und 1981 in Kraft getretenen Steuersenkungen pari 
passu durch eine Ausgabenverringerung im Jahre 1981 
hätten kompensiert werden müssen^®. Konjunktursti­
mulierende Steuersenkungen können nur zeitversetzt 
über konjunkturdämpfende Ausgabenkürzungen kom­
pensiert werden, damit der sogenannten Haushaltsre­
gel des konjunkturneutralen Haushalts des Sachver­
ständigenrates entsprochen werden kann^®. Dies redu­
ziert naturgemäß den wirtschafts- und finanzpolitischen 
Aussagewert der Quantifizierung des strukturellen De­
fizits, wie sie vom Sachverständigenrat vorgenommen 
wird, und die daran geknüpften Schlußfolgerungen.

Normalverschuldung

Die Höhe des konjunkturneutralen Finanzierungssal­
dos und damit des strukturellen Defizits hängt schließ­
lich entscheidend davon ab, wie hoch die potential­
orientierte Kreditaufnahme (sogenannte Normalver­
schuldung) nach dem Konzept des konjunkturneutralen 
Haushalts bemessen wird. Der Sachverständigenrat 
schließt theoretisch nicht aus, daß sich die Privaten dar­
an gewöhnen oder schon gewöhnt haben, daß der 
Staat künftig einen größeren Teil seiner Ausgaben dau­
erhaft mit Krediten finanziert. Die Gewöhnung würde 
nichts anderes bedeuten, als daß die Privaten ihre An­
sprüche an das Produktionspotential, anders als im Fal­
le von Steuererhöhungen, freiwillig zurücknehmen^^. 
Tatsächlich hat der Sachverständigenrat die potential­
orientierte Kreditaufnahme jedoch absolut und relativ 
(in % des Produktionspotentials) reduziert, als er sein 
Budgetkonzept mit dem Jahresgutachten 1979/80 ein­
schneidend geändert hat (vgl. Tabelle 1). Offenbar gibt 
es einen Spielraum für das, was als Gewöhnung anzu­
sehen ist, und es wäre zu erwarten, daß der Sachver­
ständigenrat diesen zentralen Aspekt seines Konzepts 
einer näheren Betrachtung unterzieht.

Würde die Normalverschuldung 1981 statt 1 % wie­
der wie früher 1,3 % des Produktionspotentials betra­
gen, würde sich das strukturelle Defizit allein dadurch 
um 5 Mrd. DM verringern. Setzt man die Normalver­
schuldung mit 2 % des Produktionspotentials an, wie

Vgl. M onatsberichte der Deutschen Bundesbank: Die W irtschaftsla­
ge in der Bundesrepublik Deutschland im Frühjahr 1981, H. 6, 1981, 
S, 23.

Nach der Haushaltsregel ist eine Änderung der Staatsquote kon­
junkturneutral, wenn den konjunkturellen Effekten, die von der Ausga­
benseite ausgehen, gleich große, aber entgegengerichtete konjunktu­
relle Effekte, die von der Einnahmenseite ausgehen, gegenüberstehen 
(vgl. u. a. Jahresgutachten 1970/71, Tz, 325).

Vgl. Jahresgutachten 1975/76, Tz. 428.
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Tabelle 1

Potentialorientierte Kreditaufnahme
(sogenannte Normalverschuldung)

SVR-Konzepte 1973 1974 1975 1976 1977 1978

„A lte s “  SVR-Konzept
- in  Mrd. DM 12,2 13,5 14,8 16,1 17,0 18,0
- in % des Produl<tions-
potentials 1,3 1,3 1,3 1,3 1,3 1,3
„N eues“  SVR-Konzept
- in  Mrd. DM 4,5 5,5 7,8 10,8 13,4 13,5
- in % des Produktions­
potentials' 0,5 0,5 0,7 0,9 1,0 1,0

' W egen des bis zum Jahr 1978 gleitenden Basiszeitraums erhöhen sich 
diese Prozentsätze, verharren aber dann bei 1%, weil der Basiszeit­
raum festgehalten wird.

Q u e l l e :  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam twirt­
schaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 1979/80, Tab. 27, 28; und 
ders: Jahresgutachten 1978/79, Tab. 26, 27; sowie eigene Berechnun­
gen.

dies verschiedentlich von seiten der Geld- und Finanz- 
politiker getan wurde’ ®, reduziert sich das strukturelle 
Defizit um 16V2 Mrd. DM. Wird dem Staat dagegen kei­
ne Normalverschuldung zugebilligt, wie von seiten des 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium 
der Finanzen und anderer Wissenschaftler’ ®, so erhöht 
sich das strukturelle Defizit um diesen Betrag.

Wegen der zentralen Bedeutung der Normalver­
schuldung für die Höhe des strukturellen Defizits wird 
auf diese Komponente im folgenden näher eingegan­
gen. Zunächst ist die Frage zu stellen, ob nicht aus 
theoretischen Gründen eine dauerhaft höhere Ver­
schuldung des Staatssektors erforderlich ist, um die 
Selbstfinanzierungsposition des Unternehmenssektors 
zu verbessern und damit dessen Konjunkturanfälligkeit

Vgl, u. a. Deutsche Bundesbank: Geschäftsbericht 1976, S. 47 
(„. . , daß das bei w ieder erreichter Vollauslastung der Kapazitäten ver­
tretbare Kassendefizit aller öffentlichen H ausha lte . . .  auf eine Größen­
ordnung von 2 vH des BSP zu veranschlagen wäre“ ); K. O. P ö h l  Im 
Süddeutschen Rundfunk am 20. 5. 1979 („ . . . daß eine jährliche 
Staatsverschuldung in der Größenordnung von etwa 2 bis 3 Prozent des 
Sozialprodukts . . .  vertretbar, vernünftig und maßvoll“  ist); H. M a t t ­
h ö f e r :  Einige Argumente zur öffentlichen Kreditaufnahme, Bonn, 7. 
August 1980 ( sind sich W irtschaftsw issenschaft . .  und Bundes­
bank weitgehend darüber einig, daß (öffentliche Finanzierungsdefizite 
von; d. Verf.) 2 -2 V2 vH des Sozialprodukts als angemessen gellen kön­
nen“ ); C. K ö h l e r :  Interview in: Deutsche Spar-Lastenzeitung vom 
17. Juli 1981 (,,Allerdings ist unklar, weshalb der Sachverständigenrat 
die tolerierbare Normalverschuldung mit etwas über 1 Prozent des Pro­
duktionspotentials beziffert. Hätte er 2 Prozent angesetzt, was ebenfalls 
vertretbar ist, dann würde sich der Betrag, um den das jetzige Defizit zu 
kürzen ist, von 40 Milliarden DM auf 25 Milliarden DM verringern.“ )

Neben dem W issenschaftlichen Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen bezeichnen z. B. die Norm alverschuldung als strukturelles 
Defizit S. Z i f f  z e r : Grenzen der Staatsverschuldung, in: Ifo-Stu- 
dien, 26. Jg. (1980), H. 3, S. 183 f f „  h ier S. 187; und W. E h r l i c h e r :  
Das strukturelle Defizit, a.a.O.; sowie d e r s . :  Konjunktur durch 
Staatsdefizite ankurbeln, a.a.O., S. 78 f.

Vgl. W. S t ü t z e l :  Ober- und Untergrenzen der öffentlichen Ver­
schuldung, in: Kredit und Kapital, 1978, S. 429 ff.; sowie -  als überar­
beitete Fassungen -  d e r s . :  (Drei Bemerkungen) Zur Frage nach 
den Grenzen der öffentlichen Verschuldung, in: Beilage zur W ochen­
zeitung Das Parlament, B 5/81 vom 3 1 .1 .1981  und in: S taatsverschul­
dung -  kontrovers. Hrsg.: D. B. S i m m e r t , K. D. W a g n e r ,  
Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 1981, 
S. 43 ff.

und die daraus resultierende Selbstverstärkung ge­
samtwirtschaftlicher Konjunkturschwankungen zu 
dämpfen^“ . Empirische Untersuchungen zeigen dar­
über hinaus, daß im Zeitverlauf Strukturverschiebun­
gen in den Finanzierungssalden der Sektoren stattge­
funden haben: In der jüngsten Phase seit Mitte der 70er 
Jahre ist eine verbesserte Finanzierungsposition des 
Unternehmenssektors bei bemerkenswert dynami­
schen Unternehmensinvestitionen (ohne Wohnungs­
bau) mit höheren Finanzierungsdefiziten des Staates 
einhergegangen^’ . Der Sachverständigenrat möge 
doch einmal darlegen, um wieviel höher die realen Un­
ternehmensinvestitionen hätten ausfallen können, 
wenn sich die öffentlichen Haushalte den nationalen 
wie den internationalen Herausforderungen der letzten 
Jahre entzogen hätten. Bei der Festlegung des Um­
fangs der Normalverschuldung sollte der Sachverstän­
digenrat diese aus dem gesamtwirtschaftlichen Kreis­
laufzusammenhang gewonnenen theoretischen und 
empirischen Erkenntnisse einbeziehen^®.

Die Vertreter e in e r,,kompensatorischen Finanzpoli­
tik“ begründen die permanente Kreditfinanzierung des 
Staates mit der zu hohen Sparneigung und der zu nied­
rigen Investitionsneigung des privaten Sektors in ,,rei­
fen Volkswirtschaften“ . Die These, daß mit fortschrei­
tendem Entwicklungs- und Wohlstandsgrad einer 
Volkswirtschaft eine zunehmende private Investitions­
lücke mit staatlichen (Investitions-)Ausgaben zu schlie­
ßen bzw. der Überhang des Kreditangebots über die 
Kreditnachfrage durch öffentliche Verschuldung zu 
kompensieren sei, kann zu bestimmten Zeiten in eini­
gen westlichen Industrieländern durchaus zutreffend 
sein^®. Der Sachverständigenrat sollte sich ungeachtet 
seiner angebotsseitig orientierten Politik stärker damit 
auseinandersetzen, ob die Forderung nicht berechtigt 
ist, einen bestimmten (auch höheren) Teil der Staats­
ausgaben permanent durch Kredit zu finanzieren, wie

Vgl. E. N e u t h i n g e r :  Bestimmungsgründe und gesam twirt­
schaftliche Auswirkungen der staatlichen Kreditfinanzierung in der Bun­
desrepublik Deutschland seit 1974/75, in: Ifo-Studien, 26. Jg. (1980), 
H. 4, S. 255 ff.; vgl. auch Th. T h o r m ä h l e n ,  G,  S t a h l ,  a.a.O., 
S. 106, sowie R. L e n k ,  a.a.O., S. 14 f.

Nach Auffassung des Sachverständigenrates dominieren bei seiner 
Definition des strukturellen Defizits stabilitätspolitische Gesichtspunkte 
(vgl. Jahresgutachten 1976/77, Tz. 222). V ielleicht sollten künftig ver­
stärkt auch allokationspolitische, wachstumspolitische, strukturpoliti­
sche und verteilungspolitische W irkungen der Staatsverschuldung in 
die Sachverständigenrat-Betrachtungen einbezogen und explizit in 
H inblick auf die Bemessung der Norm alverschuldung offengelegt w er­
den.

^  Vgl. im einzelnen dazu u. a. W. E h r l i c h e r :  Grenzen der öffent­
lichen Verschuldung, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 59. Jg. (1979), H. 8, 
S. 393 ff.; E. N o w o t n y :  Funktionale Finanzpolitik und öffentliche 
Verschuldung -  zur stabilisierungspolitischen Verknüpfung von Geld- 
und Fiskalpolitik, in: W SI-M itteilungen 34. Jg. (1981), H. 1, S. 15 ff.; vgl. 
insbesondere auch R. L e n k ,  a.a.O., S. 17 ff.; sowie G. B ö t t g e r ,  
K. G r e t s c h m a n n ,  P.-H. H u p p e r t z :  Kompensatorische Fi­
nanzpolitik als Vollbeschäftigungsstrategie, in: W IRTSCHAFTS­
DIENST, 61. Jg. (1981), H. 3, S. 151 ff.
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Tabelle 2

Spannbreite des strukturellen Defizits 1981

Komponenten des 
strukturellen Defizits

1981
Annafimen Strukturelles Defizit in Mrd. DM 

M inimum SVR^ Maximum

1. Tatsächliches Defizit' 75 Mrd. DM 75
70 Mrd. DM 70
65 Mrd. DM 65

2. Konjunkturelles Defizit
a) Normalverschuldung 0

1 % " I 6V2
2 % " 33

b) Auslastungs- Abnahme des 
bedingte Steuer- realen BSP
mindereinnahmen -  0 % l ' k

-  V i % 9 V2
- 1 % I I V 2

c) Zuweisungen an die Grad der 
Bundesanstalt Konjunktur-
für Arbeit abhängigkeit

0 %
66,6 % 7

100 %  IOV2

3. (1 .-2.) Strukturelles 
D e fiz if 10 37 67 V2

'F inanzierungssaldo des öffentlichen Gesamthaushalts (Bund, Lasten­
ausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Länder und Gem einden/Ge­
meindeverbände) in der Abgrenzung der Volkswiirtschaftlichen Ge­
samtrechnungen; ^Potentialorientierte Kreditaufnahme nach dem Kon­
zept des konjunkturneutralen Haushalts in %  des gesamtwirtschaftli­
chen Produktionspotentials; ®Die Zahlenangaben des Sachverstän­
digenrates (Sondergutachten 1981, Zt. 13, 15) liegen deshalb in der 
„goldenen M itte“ , weil die Annahmen für das Minimum und Maximum 
des strukturellen Defizits vom Verfasser entsprechend gesetzt wurden. 
*' W ird die unvermeidbare Preissteigerungsrate um 1 Prozentpunkt hö­
her festgesetzt und werden zusätzlich die inflationsbedingten Steuer­
mehreinnahmen berücksichtigt, verringert sich das strukturelle Defizit 
per saldo jeweils um m indestens 1V2 Mrd. DM.

es insbesondere von Anliängern der konnpensatori- 
sclien Finanzpolitik mit nachfragetheoretischen Argu­
menten begründet wird.

Spannbreite des Defizits

Zur Ermittlung der Spannbreite des strukturellen De­
fizits Sind die abgehandelten (Negativ-)Komponenten 
des strukturellen Defizits tabellarisch zusammengefaßt 
worden (vgl. Tabelle 2). Würden die zugrunde gelegten 
drei Annahmen für jede einzelne der vier Komponenten 
(einschließlich des tatsächlichen Defizits), die in einer 
gesonderten Vorspalte ablesbar sind, miteinander 
kombiniert, ergäben sich einundachtzig unterschiedli­
che Werte für das strukturelle Defizit in einem bestimm­
ten Jahr. In der Tabelle 2 sind lediglich die Extremkom­
binationen (Maximum, Minimum) und zum Vergleich 
die Sachverständigenrat-Werte des strukturellen Defi­
zits aufgelistet worden;

Das strukturelle Defizit beträgt nach diesen Berech­
nungen für 1981 mindestens 10 Mrd. DM und höch­
stens 67V2 Mrd. DM (vgl. Tabelle 2). Werden zusätzlich 
inflationsbedingte Steuermehreinnahmen und eine hö­
here unvermeidbare Preissteigerungsrate berücksich­
tigt, verringert sich das strukturelle Defizit per saldo je ­

weils um mindestens IV 2 Mrd. DM. Darüber hinaus 
müßten zum  konjunkturellen Defizit des Sachverständi­
genrates andere konjunkturabhängige Ausgaben hin­
zugerechnet werden, die aber im Rechengang des kon­
junkturneutralen Haushalts nicht berücksichtigt werden 
(z. B. Teile der Sozialhilfe, in den Haushalt eingestellte 
Ausgaben des Programms für Zukunftsinvestitionen, 
Teile der Ausgaben für den Kohlenbergbau und die 
Schiffahrt, Teile der Zinsausgaben).

An der Spannbreite wird deutlich, daß das strukturelle 
Defizit in der öffentlichen und in der politischen Ausein­
andersetzung nichts anderes als eine Leerformel oder 
ein Kampfbegriff ist. Dann bleibt einzig und allein übrig, 
daß das strukturelle Defizit wohl etwas Schlechtes ist. 
Warum es schlecht ist, wird aber vom Sachverständi­
genrat nirgendwo begründet. Weder die Journalisten 
noch die Politiker kennen im allgemeinen die geistrei­
chen Argumente und Annahmen sowie die normativen 
Elemente bei der Festlegung der Normalverschuldung, 
die mit der Ermittlung konjunktureller Impulse bzw. 
struktureller Defizite im Rahmen des Sachverständi­
genrat-Budgetkonzeptes verbunden sind. (Finanz-)Po- 
litische Überlegungen müssen daher am Gesamtdefizit 
des Staates ansetzen; seine Höhe kann nur im Zusam­
menwirken mit den anderen volkswirtschaftlichen Grö­
ßen richtig bemessen werden.

Entwicklung seit 1975

In seinem Sondergutachten (Tz. 14) behauptet der 
Sachverständigenrat, daß die Konsolidierungsaufgabe 
immer wieder vertagt worden sei, von Ausnahmen wie 
dem Jahre 1977 abgesehen. An dieser Stelle wird deut­
lich, daß es ein Versäumnis des Sachverständigenrates 
ist, die Entwicklung des Staatsdefizits seit 1975 nicht , 
nachgezeichnet zu haben (auch seine graphische Dar­
stellung setzt erst mit dem Jahre 1977 ein; vgl. die Ab­
bildung).

Für das Jahr 1975 wurde das strukturelle Defizit näm­
lich vom Sachverständigenrat ex ante mit 33,7^"* und ex 
post mit 25,6 Mrd. DM^® angegeben; das entsprach 
2,9 % bzw. 2,2 % des Produktionspotentials in jeweili­
gen Preisen. 1981 beträgt das strukturelle Defizit ex 
ante 37 Mrd. DM und entspricht damit ebenfalls nur 
2,2 % des Produktionspotentials. Zur Dramatisierung 
des strukturellen Defizits im Jahre 1981 besteht kein 
Anlaß. Weitere gewichtige Gründe sprechen dafür, die

Vgl. Jahresgutachten 1975/76, Tab. 32.

Vgl. Jahresgutachten 1976/77, Tab. 31. G ründefürdenS chä tzfeh ie r 
wurden vom Sachverständigenrat nicht genannt. Auch nach d e m ,,neu­
en“  Sachverständigenrat-Verfahren beträgt das strukturelle Defizit des 
Jahres 1975 26V2 Mrd. DM (konjunktureller Impuls abzüglich konjunk­
turbedingte Mehrausgaben), was auf das neuberechnete Produktions­
potential bezogen einen Anteil von 2,3 % ausmacht.
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Z U R  E N T W IC K L U N G  D E S  S T A A T S D E F I Z I T S  "

M fö DM Mfd DM

D F in a n z ie ru n g s s a ld t)  de s  ö f fe n t l ic h e n  G e s a m th a u s h a lts (B u n d . L a s te n a u s g le ic h s fo n d s , E R P -S o n d e r-  
ve rm ög en , Länder urid G e m e in de n .'G e m e m d eve fbä nd e) m  de r A b g re n zu n g  de r V o lk s w ic ts c h a ftU c h e n  
G e sam trechnungen. -  2 ) P o {e n t ia lo f ie n ! ie r te  K te d ita u fn a h m e  na ch  dem  K on zep t d e s  k o n ju n k tu tn e u -  
tra le n  H a u s h a lts , rund I  vH  des g e s a m tw ir ts c h a ft l ic h e n  P ro d u k t io n s p o te n t ia ls . -  3 ) Ohne K o n s o li­
d ie ru ng .

Q u e l l e :  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam twirt­
schaftlichen Entwicklung: Sondergutachten 1981, Schaubild 1.

Entwicklung des strukturellen Defizits im Zeitablauf zu 
betrachten. Nach Berechnungen des Sachverständi­
genrates war bereits 1977 das strukturelle Defizit voll­
ständig abgebaut bzw. bereits ein struktureller Über­
schuß erzielt worden^®. Maßgeblich für diese Entwick­
lung dürften das stärker als erwartete Anziehen der 
Konjunktur im Jahre 1976 und die Auswirkungen des 
bereits 1975 verabschiedeten Haushaltsstrukturgeset- 
zes und der damit verbundenen Maßnahmen gewesen 
sein. Bekanntlich wurden im Zuge der parlamentari­
schen Beratungen über die Beschlüsse der Bundesre­
gierung vom 10. September 1975 Haushaltsverbesse­
rungen erreicht, die auf der Ausgaben- und der Einnah­
menseite ansetzten, im einzelnen wurden die Ergeb­
nisse erzielt durch

□  das Haushaltsstrukturgesetz^^ (u. a. Erhöhung der 
Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeit, Verminderung 
des Aufwertungsausgleichs an die Landwirtschaft).

□  nicht gesetzliche Maßnahmen (u. a. geringere An­
passung der Beamtenbezüge, Aussetzung der Anpas­
sung des Wohngeldes),

□  Steuererhöhungen (Mehnwert-, Tabak- und Brannt­
weinsteuer),

□  Kürzungen der Ausgaben gegenüber dem bisheri­
gen Finanzplan.

Bezeichnenderweise wurde diese positive Entwick­
lung hinsichtlich des strukturellen Defizits im Jahre 
1977 im Jahresgutachten 1977/78 nicht gewürdigt. Im
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Gegenteil, der Sachverständigenrat stimmte -  wenn 
auch halbherzig -  in den Chor der Kritiker des Konsoli­
dierungskurses ein. der von den Forschungsinstituten 
und dem DIW im Jahre 1977 angestimmt wurde^®: 
..Konsolidierung der öffentlichen Haushalte bedeutete 
aber auch einen Abbau der hohen expansiven Impul­
se . .  Im nachhinein gesehen waren die Impulse der öf- • 
fentlichen Haushalte weniger stark, als der konjunktu­
rellen Entwicklung förderlich gewesen wäre.“ ®̂ Hieraus 
sollte die Lehre gezogen werden, daß der Ruf nach 
Rückführung des strukturellen Defizits nicht zum zwei­
ten Mal den anschließenden Vorwurf einer Überkonso­
lidierung nach sich ziehen darf. Zu Recht fordert der 
Sachverständigenrat (SG 1981. Tz. 22), daß Allmäh­
lichkeit und Verläßlichkeit die Kennzeichen des Konso­
lidierungsprozesses sein müssen.

Die öffentlichen Haushalte, insbesondere der Bund, 
haben nach 1977 im Interesse einer stetigen wirtschaft­
lichen Entwicklung, vor allem aber zur Sicherung der 
Beschäftigung, Defizite in Kauf genommen, die mit Kre­
diten finanziert wurden. Die Kreditaufnahmen der öf­
fentlichen Hand dienten zur Aufrechterhaltung einer 
ausreichend hohen öffentlichen Nachfrage, zur Ver­
besserung der Angebotsbedingungen sowie zum Aus­
gleich konjunkturbedingter Steuerausfälle und umfas­
sender Steuerentlastungen. Für zusätzliche Ausga­
benprogramme und umfassende Steuerentlastungen 
für Arbeitnehmer und Unternehmen wurden von 1977 
bis 1981 rd. 70 Mrd. DM aufgewendet®°. Diese Politik ist 
vor dem Hintergrund des Art. 109 Grundgesetz (Auftrag 
an die Regierung, den Erfordernissen des gesamtwirt­
schaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen) und 
der Ziele des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft zu sehen.

Bis 1979 war eindeutig das Beschäftigungsziel das 
am stärksten gefährdete Ziel. Demgegenüber waren 
die Ziele des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts 
(Leistungsbilanz), der Preisniveaustabilität (gemessen 
am Preisindex für die Lebenshaltung) und des Wirt-

^  Im Jahresgutachten 1980/81 (Tab. 35) w ird der konjunkturelle Im ­
puls 1977 mit -  1,2 Mrd. DM bzw. +  2,5 Mrd. DM (einschließlich kon­
junkturpolitischer Sondersteuern und Investitionszulage) angegeben.

Vgl. Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur vom 18. 12. 
1975, BGBl. I, s. 3091 vom 20. 12. 1975.

W irtschaftsw issenschaftliche Forschungsinstitute: Die Lage der 
W eltw irtschaft und der westdeutschen W irtschaft im Frühjahr 1977, und 
dies.: Die Lage der W eltw irtschaft und der westdeutschen W irtschaft im 
Herbst 1977, abgedr. in: DIW -W ochenbericht 16-17/1977 bzw. 42-43 / 
1977; Konsolidierung der öffentlichen Haushalte erschwert Abbau der 
Arbeitslosigkeit, In: D IW -W ochenbericht 18/1977, sowie Öffentliche 
Haushalte 1977/78, Durchgreifender Kurswechsel in der Finanzpolitik 
erforderlich, in; DIW -W ochenbericht 36/1977.

Jahresgutachten 1977/78, Tz. 22*, 21*, Tz. 318 ff.

Vgl. dazu u. a. Aktuelle Beiträge zur W irtschafts- und Finanzpolitik 
Nr. 29/1980 vom 9. Mai 1980, Hrsg.: Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, Anl. 2 und 4,
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Tabelle 3

Gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht

Jahr W irt­
schafts 

Wachstum 
in %

Arbeitslose

in 1000 in %

Preisent- Saldo der Lei- F inanzierungs­
wicklung stungsbilanz saldo

in % in % der Gebietskör-
des BSP perschaften

in % des BSP

1973
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980
1981

4,9 
0,4 

- 1,8 
5,3 
2,8 
3,6 
4,5 
1,8 

-1

273
582

1074
1060
1030

993
876
889

1200

1,2
2,6
4.7 
4,6 
4,5 
4,3
3.8
3.9 
5

7.0
7.0
6.0 
4,3
3.7
2.7 
4,1 
5,5 
5V2

+  1,3 
+2 ,7  
+ 1,0 
+0 ,9  
+0,8 
+  1,4 
-0 ,7  
-1 ,9  
- 2,0

- 0,8
- 2 ,5
- 6,2
- 4 ,3
- 2,6
-3 ,1
- 3 ,3
- 3 ,7
- A ' k

Q u e l l e :  S tatistische Übersichten zur staatlichen Kreditfinanzierung, in: Staatsverschuldung kontrovers. Hrsg.: D.B. S im m e r t ,  K. D. W a g n e r ,  
Bonn 1981, S. 447; 1981 eigene Schätzung.

schaftswachstums kaum verletzt (vgl. Tabelle 3). Seit 
1979/80 ist das außenwirtschaftliche Gleichgewicht am 
stärksten gefährdet, so daß die Wirtschafts- und Fi­
nanzpolitik auf diese Gefährdung mit anderen Konzep­
ten antworten mußten.

Rückführung staatlicher Defizite

Der quantitative Abbau®’ des nunmehr aufgelaufe­
nen neuen strukturellen Defizits (von 40 Mrd. DM 1982 
unter Status-quo-Bedingungen; vgl. Abbildung) soll 
sich nach den Vorstellungen des Sachverständigenra­
tes gleichmäßig über vier Jahre erstrecken, also 10 
Mrd. DM pro Jahr betragen; Die Ansatzpunkte hierfür 
sollen überwiegend die Ausgabenseite der öffentlichen 
Haushalte sein (Mehrheitsvotum). Nach dem Minder­
heitsvotum ist aber auch die Einnahmenseite in die 
Konsolidierung einzubeziehen. Die Zuwachsrate der 
Haushalte müsse darüber hinaus über mehrere Jahre 
unter dem Zuwachs des Produktionspotentials gehal­
ten werden.

Die Frage ist, an welche Adresse sich dieser Spar­
appell des Sachverständigenrates eigentlich richtet. 
Aus dem Sondergutachten (Tz. 20) muß der Leser den 
Eindruck gewinnen, daß insbesondere der Bund im 
Jahre 1982 zum Sparen aufgefordert wird -  aber offen­
sichtlich aus anderen Gründen als dem geforderten Ab­
bau des strukturellen Defizits. Denn geht man von den 
jeweiligen Finanzierungsdefiziten der drei bundes­
staatlichen Ebenen für 1981 aus und errechnet den 
strukturellen Anteil nach dem Verfahren des Sachver- 
ständigenrates.so beträgt dieser beim Bund gut 40 %, 
bei den Gemeinden 50 % und den Ländern gut 60

Die Frage, ob der Sachverständigenrat mit seinem 
Konsolidierungsplan und seinen Äußerungen zum qua­
litativen Abbau des strukturellen Defizits bereits über 
seinen im Sachverständigenratgesetz festgelegten 
Auftrag hinausgegangen ist und finanzpolitische Emp­
fehlungen abgegeben hat, möge hier offenbleiben. Re­
duziert man das Anliegen des Sachverständigenrates 
in seinem am 6. Juli 1981 veröffentlichten Sondergut­
achten auf seinen Kern, so hat der Finanzplanungsrat 
mit seinen bereits am 3. Juli 1981 abgegebenen Emp­
fehlungen keine prinzipiell andere Zielorientierung®®. 
Der Finanzplanungsrat hat sich dafür ausgesprochen, 
daß die Neuverschuldung der Haushalte 1982 gegen­
über 1981 deutlich zurückgeführt wird, die IMettokredit- 
aufnahme der öffentlichen Haushalte 1982 insgesamt 
54 Mrd. DM (das entspricht der Kreditaufnahme des 
Jahres 1980) nicht überschreiten und damit gegenüber 
1981 um 15 Mrd. DM reduziert werden solle. Auch bei 
der Fortschreibung der Finanzpläne bis 1985 war sich 
der Finanzplanungsrat einig, den Zuwachs der Ausga­
ben wesentlich unter dem Zuwachs des Bruttosozial­
produkts zu halten.

Mit seinem Sondergutachten hat der Sachverständi­
genrat also Eulen nach Bonn getragen. Die finanzpoliti­
schen Weichenstellungen über eine Rückführung 
staatlicher Defizite sind längst erfolgt®''. Dazu waren 
keine zweifelhaften Rechnungen zum strukturellen De­
fizit erforderlich.

Der Sachverständigenrat unterscheidet zw ischen quantitativen und 
qualitativen Aspekten der Konsolidierungsaufgabe. Unter dem quali­
tativen Gesichtspunkt w ird aufgezeigt, welche Bedeutung Kürzungen in 
den großen Aufgabenbereichen haben. D ieser Aspekt ist in diesem Auf­
satz ausgeklammert worden, weil die Frage, welche Ausgaben gekürzt 
werden sollen, in den parlamentarischen Gremien zu entscheiden ist.

D iese Relationen ergeben sich, wenn das konjunkturelle Defizit auf 
die drei Ebenen anteilsmäßig entsprechend der Kreditaufnahme 1981, 
dem Steueraufkommen 1981 und dem Belastungsprinzip bei den kon­
junkturbedingten Mehrausgaben (Bundesanstalt für Arbeit) aufgeteilt 
wird.

Vgl. Kommunique der 45. Sitzung des Finanzplanungsrates am 
3. Juli 1981, in; BM F-Finanznachrichten 24/1981, vom 7. Juli 1981.

Nach Abschluß des Manuskriptes sind zum Bundeshaushalt 1982 
erschienen; Bundesfinanzm inister Hans M atthöfer zu den Beratungen 
über den Bundeshaushalt 1982, in: BM F-Dokumentation 9/81 vom 28. 
Juli 1981; Grundsatzbeschluß der Bundesregierung zum Bundeshaus­
halt 1982, in: BM F-Finanznachrichten 27/81 vom 31. Juli 1981.
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